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ÖS 3 -621 000/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Schutz der Industrie und Wirtschaft vor Spionage und 
Sabotage 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürn- 
berg), Dr. Wittmann (München) und Genossen 
- Drucksache VI/3023 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen und dem Bundes- 
minister der Verteidigung wie folgt: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung widmet dem Schutz von Industrie und 
Wirtschaft vor Spionage und Sabotage große Aufmerksamkeit. 
Sie wird auch weiterhin alles in ihren Kräften stehende tun, um 
die Arbeit der gegnerischen Nachrichtendienste auch auf diesem 
Gebiet soweit wie möglich zu unterbinden. Die Sicherheits- 
behörden haben auch hier, trotz aller sachbedingten Schwierig- 
keiten, beachtliche Erfolge zu verzeichnen. 

Behauptungen, nach Auffassung der Bundesregierung müßten 
zur intensiveren Bekämpfung der Spionageaktivitäten die 
Abwehr- und Aufklärungsarbeiten besser koordiniert werden, 
sind unzutreffend. Koordinierungsprobleme bestehen zwischen 
den verschiedenen Sicherheitsbehörden der Bundesrepublik 
angesichts der eindeutig abgegrenzten Kompetenzbereiche 
nicht. Das gilt insbesondere für die Spionageabwehrbehörden, 
das Bundesamt und die Landesbehörden für Verfassungsschutz 
auf der einen und dem Militärischen Abschirmdienst auf der 
anderen Seite. Der notwendige Informationsfluß ist voll ge- 
währleistet. Darauf habe ich in der Bundespressekonferenz am 
11. Januar 1972 anläßlich der Veröffentlichung des Verfassungs- 
schutzberichtes 1969/70 ausdrücklich hingewiesen. 
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Die Bundesregierung weist schließlich mit Entschiedenheit die 
Unterstellung zurück, daß die Verantwortlichkeiten innerhalb 
der einzelnen mit Abwehraufgaben befaßten Ressorts nicht klar 
festgelegt seien. Sie knüpft vielmehr, wie sich aus der Antwort 
zu Frage 3 ergibt, an die Regelungen an, die sich bereits unter 
früheren Bundesregierungen bewährt haben. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierug die Gefahr für Industrie und 
Wirtschaft vor Spionage und Sabotage? 

Die gegen die Bundesrepublik gerichtete Ausspähung gegne- 
rischer Nachrichtendienste umfaßt auch den Bereich der Indu- 
strie und Wirtschaft. Ihr Ziel ist es dabei, der eigenen Volks- 
wirtschaft Zeit- und Kostenvorteile zu verschaffen. Dieses Ziel 
suchen sie einmal entsprechend den Anforderungen der indu- 
striellen und wissenschaftlichen Einrichtungen ihrer Länder 
durch gezielte Auswertung offener Quellen zu erreichen, die in 
unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung reichlichen Stoff 
liefern. Im übrigen bleiben sie nachdrücklich bemüht, Informa- 
tionen, die sie auf diesem Wege nicht erhalten können, durch 
Spionage zu beschaffen. Schwerpunkte der gegnerischen Aus- 
spähung auf diesem Gebiet waren in den letzten Jahren Elek- 
troindustrie, Rüstungswirtschaft, Chemische Industrie, Fahr- 
zeug- und Maschinenbau sowie Forschungsstätten der Wirt- 
schaft. Der Anteil der Wirtschaftsspionage, die überwiegend 
von den Nachrichtendiensten der DDR betrieben wird, betrug 
während der letzten zehn Jahre durchschnittlich 7,5 Vo aller er- 
kannten geheimdienstlichen Aktivitäten gegen die Bundes- 
republik. Die Dunkelziffer dürfte jedoch bei der Wirtschafts- 
spionage höher als in anderen Bereichen liegen, da die Geschä- 
digten oft nicht rechtzeitig die Abwehrbehörden einschalten. 

Die Bundesregierung schätzt daher die Gefahr der Wirtschafts- 
spionage nicht gering. 

Dagegen droht der Industrie und Wirtschaft gegenwärtig keine 
akute Sabotagegefahr von den gegnerischen Nachrichtendien- 
sten. Bisher ist den Abwehrdienststellen noch kein Fall nach- 
richtendienstlich gesteuerter Sabotage bekannt geworden. Je- 
doch haben Überläufer berichtet, daß sich in den Zentralen der 
gegnerischen Nachrichtendienste kleine Gruppen mit der Vor- 
bereitung von Sabotageakten befassen, und es ist nicht aus- 
zuschließen, daß sich Spionageaufträge gegnerischer Geheim- 
dienste auch darauf erstrecken, Erkenntnisse für die Vorberei- 
tung von Sabotageakten in Krisenzeiten zu gewinnen. Der 
kürzlich in Hamburg begangene Anschlag auf das Werk der 
Firma Strüver geht dagegen nicht auf gegnerische Nachrichten- 
dienste, sondern offensichtlich auf palästinensische Wider- 
standsgruppen zurück. Nach dem gegenwärtigen Stand der Er- 
mittlungen ist es nicht auszuschließen, daß die Urheber des 
Anschlags auf eine Reglerstation der Hamburger Gaswerke in 
den gleichen Kreisen zu suchen sind. 
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2. Ist die Bundesregierung aufgrund der bisher gewonnenen Er- 
fahrungen der Auffassung, daß die vorhandenen Rechts- und 
insbesondere Strafvorschriften für einen umfassenden und wirk- 
samen Schutz der Industrie vor Spionage und Sabotage aus- 
reichen? 

Die geltenden Vorschriften reichen aus. 

Die auf die nachrichtendienstliche Ausspähung geheimer indu- 
strieller Entwicklungen und Fertigungen gerichtete Tätigkeit 
gegen die Bundesrepublik Deutschland wird nach § 99 StGB mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft, sofern nicht schon 
die strengeren Landesverratsvorschriften der §§93 ff. StGB ein- 
greifen. Daneben werden Sabotagevorbereitung und Sabotage 
u. a. an bestimmten lebens- und verteidigungswichtigen Indu- 
strieanlagen nach den §§ 87, 88 StGB mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren bedroht. 

Allerdings stößt die Spionageabwehr bei der Bearbeitung von 
Fällen aus dem Bereich der Wirtschaftsspionage nicht selten auf 
Schwierigkeiten, die durch Straf- und sonstige Rechtsvorschrif- 
ten nicht behoben werden können. Die Abwehrbehörden sind 
oft auf Meldungen und Hinweise aus der Wirtschaft angewie- 
sen. Jedoch ist die Neigung, derartige Sachverhalte den zustän- 
digen Dienststellen mitzuteilen, aus mancherlei Gründen gering. 
Ich stehe deshalb mit dem Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie in Kontakt, um diese Schwierigkeiten zu beseitigen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, den Schutz der Industrie und 
Wirtschaft vor Spionage und Sabotage auch durch geeignete 
vorbeugende organisatorische Maßnahmen wirksam zu ver- 
stärken und dazu insbesondere 

a) in die Überlegungen zur Straffung und Koordinierung von 
Abwehr- und Aufklärungsaufgaben neben der Frage eines 
wirksamen und umfassenden Geheimschutzes auf personel- 
lem und materiellem Gebiet auch die Frage eines vorbeugen- 
den Sabotage Schutzes einzubeziehen und 

b) diese Aufgaben einem bestimmten Ressort verantwortlich 
zu übertragen? 

Es gehört zu den gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutz- 
behörden des Bundes und der Länder, auch eine von gegne- 
rischen Nachrichtendiensten gesteuerte und gegen Industrie 
und Wirtschaft gerichtete Spionage- und Sabotagetätigkeit zu 
beobachten, aufzuklären und auf diese Weise an deren Abwehr 
mitzuwirken (vgl. § 3 Verfassungsschutzgesetz). 


Neben der Spionageabwehr hat der Staat die Aufgabe, seine 
Geheimnisse durch vorbeugende Schutzmaßnahmen vor mög- 
lichen Aktionen des nachrichtendienstlichen Gegners zu sichern. 
Der Geheimschutz amtlich geheim gehaltener Entwicklungen 
und Fertigungen in Industrie und Wirtschaft wird im Rahmen 
der Staatsaufträge auf vertraglicher Grundlage gewährleistet 
und entspricht voll den im behördlichen Bereich geltenden 
strengen Maßstäben. Festlegung und Überwachung der notwen- 
digen Schutzmaßnahmen obliegen dem Bundesminister für Wirt- 
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Schaft und Finanzen, der dabei mit den Verfassungsschutz- 
behörden zusammenarbeitet. Diese vertragliche Regelung hat 
sich bewährt, da sie an das Interesse der Wirtschaft anknüpft, 
entsprechende Staats auf träge zu erhalten. Zusätzliche Maßnah- 
men sind nicht erforderlich. 

Soweit es sich nicht um staatliche Geheimnisse handelt, hat der 
Staat keine Möglichkeit, der Industrie und Wirtschaft Maßnah- 
men des Geheimschutzes für den Bereich ihrer Firmengeheim- 
nisse aufzuzwingen. Der Staat ist vielmehr darauf angewiesen, 
daß die Wirtschaft ihre Geheimnisse in eigener Verantwortung 
schützt und auch die dafür erforderlichen nicht unbeträchtlichen 
Kosten trägt. Die Bundesregierung sieht es jedoch als wichtige 
Aufgabe der staatlichen Siciierheitsbehörden an, Industrie und 
Wirtschaft dabei auch weiterhin zu beraten und das Sicherheits- 
denken zu fördern. 

Gegen Sabotage ist ein umfassender vorbeugender Schutz von 
Industrie und Wirtschaft nicht zu erreichen, da sich die Ziele 
möglicher Sabotageakte nicht im voraus so eng abgrenzen und 
absichern lassen wie geheimhaltungsbedürftige Gegenstände 
und Angelegenheiten als Ziel möglicher Spionagehandlungen. 
Zudem würde ein derartiger umfassender Sabotageschutz, wie 
sich aus der Antwort zu Frage 1 ergibt, außer Verhältnis zur 
gegenwärtigen und vorhersehbaren Sabotagegefahr stehen. 

Unabhängig von diesen Erkenntnissen werden jedoch im Wirt- 
schaftsbereich dort, wo durch Sabotageaktionen die Einsatz- 
fähigkeit der Bundeswehr besonders beeinträchtigt werden 
kann, vom Bundesminister der Verteidigung als Auftraggeber 
durch vertragliche Verpflichtung der Firmen objektbezogene 
materielle Schutzvorkehrungen vorbereitet sowie die Möglich- 
keit geschaffen, bestimmte Personen von der Mitwirkung an 
den Aufträgen auszuschließen. 

Darüber hinaus dürfen Atomanlagen nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 
Atomgesetz nur genehmigt werden, wenn der erforderliche 
Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. Am Genehmigungsverfahren sind die zu- 
ständigen Sicherheitsbehörden beteiligt, um die im Einzelfall 
erforderlichen Schutzauflagen von der Genehmigungsbehörde 
festsetzen lassen zu können. Art und Umfang der für den 
Sabotageschutz notwendigen organisatorischen Maßnahmen 
werden gegenwärtig, soweit sie über den Einzelfall hinaus 
generelle Bedeutung haben, zwischen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft und meinem Hause abgestimmt. 

Soweit im übrigen der vorbeugende Sabotageschutz grundsätz- 
lich in die Selbstverantwortung der Wirtschaft fällt, hat sie sich 
dieser Aufgabe gestellt und regionale Landesorganisationen 
geschaffen, die die ihnen angeschlossenen Unternehmen in 
Fragen des Sicherheitswesens unterstützen. Zur Abstimmung 
auf Bundesebene wurde beim Bundesverband der Deutschen 
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Industrie eine Koordinierungsstelle eingerichtet, die von diesem 
sowie der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände und dem Deutschen Industrie- und Handelstag gemein- 
sam getragen wird. 

Die Frage, inwieweit die Beratung von Industrie und Wirtschaft 
beim vorbeugenden Sabotageschutz durch die staatlichen Sicher- 
heitsbehörden künftig noch intensiviert werden kann, wird 
gegenwärtig in einer Kommission des Arbeitskreises Verfas- 
sungsschutz der Arbeitsgemeinschaft der Innenminister der 
Länder unter Beteiligung meines Hauses geprüft. Dabei wird 
auch in Betracht gezogen, daß nach der vom Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages bereits gebilligten Fassung des Ent- 
wurfs eines Verfassungsschutzänderungsgesetzes die Mitwir- 
kungsbefugnis der Verfassungsschutzbehörden bei der Über- 
prüfung von Personen festgelegt werden soll, die an sicher- 
heitsempfindlichen Stellen von lebens- und verteidigungswich- 
tigen Einrichtungen beschäftigt sind oder beschäftigt werden 
sollen. 

Bei dieser Sachlage hält es die Bundesregierung nicht für an- 
gezeigt, den vorbeugenden Sabotageschutz in der Wirtschaft 
einem bestimmten Ressort zuzuv/eisen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag einen 
zusammenfassenden Bericht über bisher bekannt gewordene, 
gegen die Industrie und Wirtschaft gerichtete Spionage- und 
Sabotageaktivitäten vorzulegen? 

Die Bundesregierung hält es aus Sicherheitsgründen nicht für 
angezeigt, zu den bei der Abwehr von Wirtschaftsspionage 
gewonnenen Erkenntnissen über das bisher Gesagte hinaus 
öffentlich zu berichten. Sie ist jedoch bereit, dem Parlamenta- 
rischen Vertrauensmännergremium für die Nachrichtendienste 
jede gewünschte Information zu geben. 


Genscher 



